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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Petra Bläss und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8196 — 


Zum Standard-Pflegesatz-Modell 


Das sog. Standard-Pflegesatz-Modell wurde Ende 1996 von den Spit- 
zenverbänden der Pflegekassen und den Kommunalen Spitzenver- 
bänden unter Ausschluß der Sozial-, Wohlfahrts- und Behinder- 
tenverbände der Fachöffentlichkeit vorgestellt. Es sieht die Einführung 
bundesweit einheitlicher Pflegesätze vor, die jedoch um etwa 25 bis 30 % 
unter den gegenwärtigen, zudem noch sehr unterschiedlichen Sätzen, 
hegen. Seitdem wurden in sehr verschiedenen Gremien und Veranstal- 
tungen die mit der Einführung des Standard-Pflegesatz-Modells ver- 
bundenen Konsequenzen dargelegt und diskutiert. In vielen Briefen und 
Stellungnahmen werden die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
über die Ergebnisse der Diskussion der in der Pflege arbeitenden und 
Verantwortung tragenden Personen informiert und zum Handeln aufge- 
fordert. 


1 . In welcher Form waren die Bundesregierung sowie der beim Bun- 
de sministerium für Arbeit und Sozialordnung (BMA) bestehende 
Pflegebeirat an der Erarbeitung und inhaltlichen Gestaltung des 
Standard-Pflegesatz-Modells beteiligt? 


Weder die Bundesregierung noch der beim Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung gebildete Ausschuß für Fragen der 
Pflegeversicherung waren an der Erarbeitung und inhaltlichen 
Gestaltung des Standard-Pflegesatz-Modells (SPM) beteiligt. 


2. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zum Inhalt des 
Standard-Pflegesatz-Modells sowie zu den der Erarbeitung zu- 
grundehegenden Annahmen und Grundsätzen? 


Der Bundesregierung liegen die Annahmen und Grundsätze, die 
zur Erarbeitung des SPM geführt haben, vor. Einzelne Berech- 
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nungsgrundlagen des Standard-Pflegesatz-Modells decken sich 
mit Erkenntnissen der Bundesregierung. 


3. Wie bewertet die Bundesregierung das Standard-Pflegesatz-Modell 
unter dem Aspekt der Gewährleistung einer humanen, ganzheitli- 
chen und aktivierenden Pflege sowie der Möglichkeiten zur Be- 
schäftigung qualifizierter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der 
Pflege? 


Zum Einstieg in die Pflegesatzverhandlungen nach dem Elften 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) haben die Spitzenverbände der 
Pflegekassen und die Bundesarbeitsgemeinschaft der überört- 
lichen Träger der Sozialhilfe als Empfehlung das SPM entwickelt. 
Es ist ein reines Verhandlungspapier der Kostenträger, das sich 
nur an die Untergliederungen der Kostenträgerseite zur Vorbe- 
reitung der Vergütungsverhandlungen richtet. 

Die Möglichkeiten der gemeinsamen Vorbereitung der Pflege- 
satzverhandlungen stehen nach der Systematik des SGB XI auch 
den Leistungserbringern offen. 

Das im Rahmen der Pflege Satzverhandlungen nach dem SGB XI 
zu vereinbarende Heimentgelt ist immer ein Verhandlungser- 
gebnis zwischen den Pflegesatzparteien. Es ist also schon nach der 
Systematik des SGB XI nicht so, daß schematisch ein bundesein- 
heitlicher Pflegesatz verankert werden soll ohne Beachtung 
heimindividueller oder regionaler Gegebenheiten. Eine einseitige 
Durchsetzung der Richtwerte des SPM durch die Kostenträger ist 
in diesen Vergütungsverhandlungen nicht möglich. Die Vergü- 
tungen müssen auf dem Vereinbarungswege von den Pflegesatz- 
parteien gemeinsam gefunden oder notfalls durch den Spruch 
einer neutralen Schiedsstelle festgesetzt werden. 

Die Pflegeheime haben einen gesetzlich gesicherten Anspruch, 
daß Heimentgelte vereinbart werden, die .leistungsgerecht sind 
und dem tatsächlichen Versorgungsaufwand entsprechen. Diese 
im Wege der Verhandlung vereinbarten Heimentgelte müssen 
einem Pflegeheim bei wirtschaftlicher Betriebsführung er- 
möglichen, seinen Versorgungsauftrag zu erfüllen. Vor diesem 
Hintergrund sieht die Bundesregierung keine Tatsachen, die der 
Gewährleistung einer humanen, ganzheitlichen und aktivieren- 
den Pflege sowie der Möglichkeiten zur Beschäftigung qualifi- 
zierter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Pflege - im Rah- 
men leistungsgerechter und wirtschaftlicher Heimentgelte - ent- 
gegenstehen. 


4. Treffen Aussagen zu, daß die zu zahlenden Pflegesätze sich ver- 
mindern, und welche Schlußfolgerungen ergeben sich aus der Sicht 
der Bundesregierung daraus für die Qualität der Pflege? 


Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 
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5. Wie erklärt die Bundesregierung, daß Vertreterinnen und Vertreter 
des BMA sich weigerten, beispielsweise zu der Veranstaltung am 
11. April 1997 in Hofgaismar, zum Inhalt sowie zu den aus dem 
Standard-Pflegesatz-Modell sich ergebenden Konsequenzen Stel- 
lung zu nehmen? 


Im Interesse einer eigenverantwortlichen Gestaltung der pflege- 
rischen Versorgung, aber auch eines verstärkten Wettbewerbs im 
Bereich der stationären Pflege hat der Gesetzgeber des Pflege- 
Versicherungsgesetzes den staatlichen Einfluß auf das Vertrags- 
und Vergütungsrecht nach dem SGB XI bewußt auf ein Minimum 
beschränkt. Die Umsetzung der Pflegeversicherung ist weit- 
gehend der Selbstverwaltung der Beteiligten (ohne staatliche In- 
terventionen) Vorbehalten. Das gilt nicht nur für die inhaltliche 
Gestaltung, die Organisation, die Sicherstellung und Prüfung der 
Wirksamkeit, der Qualität und der Wirtschaftlichkeit der Pflege 
sowie für eine leistungsbezogene, am konkreten Versorgungs- 
auftrag orientierte personelle Ausstattung der Pflegeheime, son- 
dern auch für die finanzielle Absicherung einer hochwertigen 
Pflege durch leistungsgerechte Pflegesätze und Entgelte für Un- 
terkunft und Verpflegung. Für die Bundesregierung bestand des- 
halb keine Notwendigkeit, zu der Veranstaltung am 11. April 1997 
in Hofgeismar eine Stellungnahme abzugeben. 

Weiter wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 


6. Kann die Bundesregierung schlüssig und anhand von Modellbe- 
rechnungen nachweisen, daß Bewertungen des Standard-Pflege- 
satz-Modells als „Modell zur gefährlichen Pflege" und als „eine 
direkte Aufforderung zur unterlassenen Hilfeleistung" nicht zutref- 
fend ist? 


Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 


7. Wie hoch werden nach Kenntnis der Bundesregierung die sich aus 
der Einführung des Standard-Pflegesatz-Modells resultierenden 
Einsparungen für die Pflegekassen (gesetzlich, privat) beziffert, und 
sind diese Berechnungen Grundlage für Veränderungen in den 
Beitragssätzen für die Pflegeversicherung sowie die Arbeits- 
losenversicherung? 


Das SPM ist ein Modell der Kostenträger zur Verhandlung der 
Heimentgelte nach dem SGB XI. Daraus lassen sich zwingende 
Schlußfolgerungen über die Leistungen der Pflegekassen oder der 
privaten Pflegeversicherungsuntemehmen ab dem 1. Januar 1998 
nicht ableiten. Eine Aussage über mögliche Einsparungen aus der 
Einführung des SPM für die Pflegekassen ist daher nicht möglich. 


8. Wie bewertet die Bundesregierung ihre früheren Aussagen, daß 
Überschüsse in der Pflegeversicherung ausschließlich zugunsten 
der pflegebedürftigen Menschen eingesetzt werden, und welche 
Überlegungen bestehen zur Umsetzung dieser Ankündigung? 
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Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, von ihren Aussagen zur 
Verwendung der Überschüsse in der Pflegeversicherung aus- 
schließlich zugunsten der Pflegebedürftigen und ihrer Ange- 
hörigen abzurücken. 


9. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zum Stand sowie zur 
Entwicklung der Personalsituation in der ambulanten, teilsta- 
tionären und stationären Pflege sowie zu den vorherrschenden 
Vergütungssätzen und tariflichen Strukturen (bitte differenziert 
nach Jahren, Geschlecht, Qualifikation sowie Ost- und West- 
deutschland angeben)? 


Zu den in Pflegediensten und Einrichtungen beschäftigten Perso- 
nen liegt der Bundesregierung aussagefähiges Zahlenmaterial 
nicht vor. 


10. Welche Konsequenzen ergeben sich aus der Sicht der Bundesregie- 
rung mit der Einführung des Standard-Pflegesatz -Modells für die 
Personalsituation, für das Qualifikationsniveau sowie für die Ver- 
gütung in den Pflegebereichen und Einrichtungen? 


Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 


1 1 . Treffen nach den Erkenntnissen der Bundesregierung Aussagen zu, 
daß das Standard-Pflegesatz-Modell ohne Beteiligung der Sozial- 
und Behindertenverbände sowie des Pflegebeirates erarbeitet 
wurde, und wie bewertet die Bundesregierung dieses? 


Es wird auf die Antworten zu den Fragen 1, 3 und 5 verwiesen. 
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